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0. Vorbemerkung


Jahr für Jahr gewinnen die Sozialgesetzbücher an Umfang. Neue Paragrafen werden eingefügt, Absätze ergänzt und verschoben, manche wieder gelöscht. Und was steht drin? Mit meinem Buch wende ich mich an alle, die einen Einblick in die Grundlagen des deutschen Gesundheitssystems gewinnen wollen, ohne zu polemisieren oder Partei zu ergreifen; denn letztendlich kommt es in einem so vielschichtigen System wie dem hiesigen Gesundheitssystem auf das Zusammenspiel aller Beteiligten an, um ein gutes Ergebnis für die Gesundheit eines jeden Einzelnen als auch der Bevölkerung insgesamt zu erzielen.


Gesundheit ist ein sehr persönliches Thema und zugleich von gesellschaftlicher Bedeutung. Es bleibt nicht ohne Folgen für den sozialen Zusammenhalt und die volkswirtschaftliche Power eines Landes, wenn ein Teil der Bevölkerung plötzlich erkrankt oder gar stirbt. Epidemien wie der Ebola-Ausbruch in Westafrika 2014 und jüngst die Verbreitung des neuartigen Coronavirus über Ländergrenzen und Kontinente hinweg zeigen dies auf besonders drastische Weise. Die Dienstleistungen und Produkte rund um die Gesundheit sind daher Wirtschaftsgüter besonderer Art. Sie stehen im öffentlichen Interesse.


Die Gesundheit zu erhalten und im Krankheitsfall wieder bestmöglich herzustellen, kostet Zeit, Kraft und Geld. Manchmal gilt die Devise „weniger ist mehr“, so können Fragen der Behandlung, Pflege und Begleitung zum Lebensende einer sorgsamen Abwägung bedürfen. Die Antworten sind eingebunden in ein komplexes Rechtssystem mit Leistungsansprüchen der Versicherten, Dokumentationspflichten für Behandler, Haftungsfragen sowie Abrechnungs- und Vergütungsmodalitäten, die auf die jeweiligen Kostenträger zugeschnitten sind.


Das Gesundheitssystem ist wahrscheinlich die vielfältigste Wirtschaftsbranche. Ihr gehören Praxen, Krankenhausketten und Rehakliniken sowie international tätige Wirtschaftsunternehmen, Apotheken, Verbände und Selbsthilfegruppe an. Eng ist die Verbindung zur pflegerischen Versorgung. Im weiteren Sinne kommen Ernährungs-, Sport- und Entspannungsangebote hinzu. Jede Unternehmensform ist vertreten, ob Einzelunternehmen, Partnerschaft, Kapitalgesellschaft, Verein, Stiftung, kommunaler Betrieb oder öffentlich rechtliche Körperschaft.


Die Zeiten sind vorbei, als Fragen zur Gesundheit ausschließlich als ärztliche Domäne galten. Flankierenden Organisationen haben an Einfluss auf das Versorgunggeschehen gewonnen. Gesundheitsfachkräfte emanzipieren sich. Kranke machen sich via Internet kundig. Ihre Rechte als Patienten sind verbrieft. Kundenorientierung ist zum Schlüsselbegriff geworden. Zugleich sind die Anforderungen an Qualität und Wirtschaftlichkeit der Leistungen gestiegen. Indes bleibt das Gesundheitssystem ein regulierter Markt und unterscheidet sich damit grundlegend von anderen Wirtschaftszweigen.


Staatliches Bestreben ist es, sowohl einer Über-, Fehl- oder Unterversorgung in einzelnen Regionen oder Bevölkerungsgruppen entgegenzuwirken als auch die Finanzierbarkeit des Gesundheitssystems langfristig und sozialverträglich zu sichern und Fortschritte in der Diagnostik und Therapie auf einem hohen Qualitätsniveau zu ermöglichen. Die Umsetzung wird durch Rechtsvorschriften und Anreize gesteuert. Hier Transparenz zu schaffen, ist Ziel dieses Buchs. Es beginnt mit der Prävention, die im Kontext einer älter werdenden Gesellschaft wieder erhöhte Aufmerksamkeit erfährt.


Mein Dank gilt der Unternehmenskommunikation und den Fachabteilungen der Organisationen im Gesundheitswesen, an die ich mich bei Detailfragen wenden konnte. Das Gros der Informationen stammt jedoch aus öffentlich zugänglichen Quellen. Die zitierten Paragrafen habe ich in einem Verzeichnis gelistet. Weiterführende Hinweise sind im Anhang ebenfalls enthalten.


Düsseldorf, im März 2020




1. Warum Gesundheit lohnt und wie sie gestärkt


werden kann


1.1 Langes Leben


Der Wunsch nach einem langen Leben in guter Gesundheit - möglichst ohne gravierende körperliche, seelische oder geistige Beeinträchtigungen – ist allgegenwärtig. Ob es tatsächlich gelingt, hängt von zahlreichen Faktoren ab, zum Beispiel von der genetischen Veranlagung, von externen Einflüssen, von den Möglichkeiten, sich gesundheitsförderlich zu verhalten, und wie diese genutzt werden und ob im Krankheitsfall Versorgungsangebote und geeignete Therapien verfügbar sind.


Damit verbunden ist die Vorstellung, bis ins hohe Alter ein eigenständiges Leben zu führen, ohne auf die Hilfe anderer Menschen bei den täglichen Lebensverrichtungen angewiesen zu sein. So gesehen grenzt sich Gesundheit von Pflegebedürftigkeit ab. Als pflegebedürftig im Sinne des Elften Sozialgesetzbuchs gelten Personen, „die gesundheitlich bedingte Beeinträchtigungen der Selbstständigkeit oder der Fähigkeiten aufweisen und deshalb der Hilfe durch andere bedürfen“ (§ 14 Abs. 1 SGB XI).


Pflegebedürftigkeit ist Voraussetzung, um Leistungen der sozialen Pflegeversicherung beziehen zu können. Wenngleich das Risiko der Pflegebedürftigkeit mit zunehmendem Alter wächst, ist das Lebensalter nicht entscheidend. Auch Kinder und Jugendliche, die gemäß ihrem Alter „körperliche, kognitive oder psychische Beeinträchtigungen oder gesundheitlich bedingte Belastungen oder Anforderungen nicht selbstständig kompensieren oder bewältigen können“ (§ 14 Abs. 1 SGB XI), sind leistungsberechtigt.


In welchem Umfang Pflegebedürftige Leistungen der Pflegekassen beziehen können, hängt vom Grad ihrer verbliebenen Selbstständigkeit ab. Die Pflegefachkräfte des Medizinischen Dienstes prüfen hierzu (1) die Mobilität, (2) die kognitiven und kommunikativen Fähigkeiten, (3) Verhaltensweisen und psychische Problemlagen, (4) Fähigkeit zur Selbstversorgung, (5) Umgang mit krankheits- bzw. therapiebedingten Anforderungen, (6) die Gestaltung des Alltagslebens und soziale Kontakte. Für die Versorgungsplanung sind außerhäusliche Aktivitäten und Haushaltführung ebenfalls relevant.


Darüber hinaus bemisst sich der Leistungsumfang danach, „ob häusliche, teilstationäre oder vollstationäre Pflege in Anspruch genommen wird“ (§ 4 Abs. 1 SGB XI). Die häusliche Pflege hat Vorrang (§ 3 SGB XI). Dieses gesetzlich verankerte Ziel deckt sich mit dem Wunsch vieler Menschen, auch bei Pflegebedürftigkeit möglichst lange in der vertrauten Umgebung zu bleiben. Es bedingt allerdings, dass Angehörige und Nachbarn bereit sind, sich unterstützend in die Pflege einzubringen. Leistungen der Pflegeversicherung ergänzen die familiäre, nachbarschaftliche oder sonstige ehrenamtliche Pflege und Betreuung (§ 4 Abs. 2 SGB XI).


Ob und in welchem Umfang Menschen pflegebedürftig sind oder werden, ist also nicht nur als Einzelschicksal zu begreifen, sondern betrifft nahe Bezugspersonen, das soziale Umfeld und letztendlich die Gesellschaft insgesamt. Pflegebedürftigkeit zu vermeiden bzw. zu verzögern, kommt damit allen zugute. Der präventive Ansatz ist im Elften Sozialgesetzbuch verankert. Pflegekassen wirken daraufhin, „dass frühzeitig alle geeigneten Leistungen zur Prävention, zur Krankenbehandlung und zur medizinischen Rehabilitation eingeleitet werden, um den Eintritt von Pflegebedürftigkeit zu vermeiden“ (§ 5 Abs. 4 SGB XI).


Wenn Pflegebedürftigkeit eingetreten ist, gilt es, diese „zu überwinden, zu mindern sowie eine Verschlimmerung zu verhindern“ (§ 5 Abs. 6 SGB XI). Stationäre Pflegeeinrichtungen sollen präventiv tätig werden, um die gesundheitliche Situation der Pflegebedürftigen zu verbessern und deren gesundheitliche Ressourcen und Fähigkeiten zu stärken. An der Entwicklung gesundheitsförderlicher Vorschläge sind auch die Pflegebedürftigen selbst zu beteiligen (§ 5 SGB XI). Die Maßnahmen in den Einrichtungen sind Teil einer Nationalen Präventionsstrategie (§ 20d SGB V).


Welchen hohen Stellenwert die Gesundheit hat, rückt zwar mit zunehmendem Alter immer stärker ins Bewusstsein, doch schon in jungen Jahren können gesundheitliche Einschränkungen die Lebensplanung beeinflussen. Das Jugendarbeitsschutzgesetz sieht eine ärztliche Untersuchung innerhalb von 14 Monaten vor Beginn eines Ausbildungs- bzw. eines nicht-geringfügen mehrmonatigen Beschäftigungsverhältnisses zwingend vor. Der Arzt muss beurteilen, ob die Gesundheit oder die Entwicklung der Jugendlichen durch bestimmte Tätigkeiten oder Beschäftigungszeiten gefährdet wird und ob bestimmte gesundheitsdienliche Maßnahmen, einschließlich Impfungen, und Nachuntersuchungen erforderlich sind (§ 37 Abs. 2 JArbSchG).


1.2 Arbeitswelt


Menschen im jungen und mittleren Erwachsenenalter assoziieren Gesundheit im Allgemeinen damit, frei von Beschwerden und leistungsfähig zu sein, ihr Leben zu gestalten, den Alltag zu bewältigen und familiäre und soziale Rollen ausfüllen zu können. Gesundheit gilt als Voraussetzung, einer Erwerbsarbeit nachkommen zu können und darüber den Lebensunterhalt zu bestreiten. Gleichwohl hängt nicht allein von dem individuellen Leistungsvermögen ab, ob Menschen arbeitsfähig sind. Entscheidend sind die Arbeitsbedingungen. Wenn diese den individuellen Voraussetzungen angepasst sind, können Menschen trotz einer chronischen Krankheit oder Behinderung eine Erwerbsarbeit ausüben1.


Schwindet die Leistungsfähigkeit und fehlen Hilfen für Menschen mit Behinderung oder für die, die davon bedroht sind (§ 49ff SGB IX), steigt das Armutsrisiko. Im 19. Jahrhundert trugen die freiwilligen Hilfskassen dazu bei, das finanzielle Risiko durch krankheitsbedingte Fehlzeiten zu mindern. Auch die gesetzliche Krankenversicherung hatte anfangs primär die Geldleistungen für ihre Versicherten im Blick. Die Krankenkasse zahlte Krankengeld ab dem 3. Tag, ein Sterbegeld und eine vierwöchige Wöchnerinnenunterstützung. Der Rechtsanspruch auf bargeldlose ärztliche Behandlung und freie Arzneien und andere Mittel war damals anders als heute nachrangig.


Die Absicherung der Krankheitsfolgekosten ist zur sozialstaatlichen Aufgabe geworden. Die Sozialgesetze – 1883 Krankenversicherung, 1884 Unfallversicherung, 1889 Invaliditäts- und Altersversicherung – sollten den inneren Frieden sichern. Zugleich haben sich Mitte des 19. Jahrhundert die feudalistischen Strukturen aufgelöst und die Arbeitsbedingungen im Zuge der Industrialisierung drastisch verändert, was einen erhöhten Bedarf an Schutzvorkehrungen im Betrieb nach sich zog. 1891wurde das Arbeiterschutzgesetz verabschiedet.


Heute gilt das Arbeitsschutzgesetz, mit dem 1996 die EG-Richtlinien zur Verbesserung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes am Arbeitsplatz umgesetzt wurden. Zu den Pflichten des Arbeitgebers gehört es, sämtliche Gefährdungen zu beurteilen, die sich für die Beschäftigten an ihrem Arbeitsplatz ergeben können, und präventiv wirkende Maßnahmen zu ermitteln. Als mögliche Gefährdung werden unter anderem psychische Belastungen bei der Arbeit explizit aufgeführt (§ 5 ArbSchG).


Parallel hierzu ergibt sich der präventive Anspruch aus der gesetzlichen Unfallversicherung, über die die Arbeitgeber ihr Haftungsrisiko gegenüber betriebsbedingten Gefährdungen ihrer Beschäftigten absichern. Ziel ist es, Arbeitsunfälle, Berufskrankheiten und arbeitsbedingte Gesundheitsgefahren zu verhüten, andernfalls wiederherzustellen und zu entschädigen (§ 1 SGB VII).


Die Zusammenarbeit der Unfallkassen und Berufsgenossenschaften als Träger der gesetzlichen Unfallversicherung mit den Behörden des Arbeitsschutzes auf Bundes- und Landesebene erfolgt seit 2008 über die Nationale Arbeitsschutzkonferenz, die das zentrale Entscheidungsgremium zur Umsetzung einer gemeinsamen Arbeitsschutzstrategie ist (§ 20a-b ArbSchG, § 20 SGB VII). Vertreter von Arbeitgebern und Arbeitnehmern nehmen an den Sitzungen beratend teil. Mit der Gesetzlichen Krankenversicherung bestehen Kooperationsvereinbarungen.


Betriebliche Gesundheitsförderung


Seit 1989 gehört die Betriebliche Gesundheitsförderung zum Leistungsbereich der Krankenkassen. Was anfangs eine „Kann“-Leistung war, ist durch das Präventionsgesetz 2015 zur Pflicht geworden (§ 20b SGB V). Die Krankenkassen müssen für die Gesundheitsförderung im Betrieb mindestens 3,15 Euro je Versichertem jährlich bereitstellen (§ 20 Abs. 6 SGB V) [2019]. Darüber hinaus wirken die Krankenkassen bei der Prävention arbeitsbedingter Gesundheitsgefahren mit (§ 20c SGB V).


Wenn Beschäftigte häufig oder lange erkrankt sind – länger als sechs Wochen in zwölf Monaten –, müssen Arbeitgeber ihren Beschäftigten ein Betriebliches Eingliederungsmanagement anbieten, um Möglichkeiten der Arbeitsaufnahme auszuloten. Ziel ist es, die Arbeitsunfähigkeit möglichst zu überwinden und mit geeigneten Leistungen einer erneuten Arbeitsunfähigkeit vorzubeugen sowie den Arbeitsplatz zu erhalten. Die Personalabteilung arbeitet hierzu mit der Interessens- und ggf. Schwerbehindertenvertretung und soweit erforderlich mit dem Betriebsarzt und externen Organisationen wie Rehabilitationsträgern und Integrations- bzw. Inklusionsamt zusammen. (§ 167 Abs. 2 SGB IX)


Die Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin, kurz BAuA, schätzt, dass sich der Produktionsausfall je Arbeitsunfähigkeitstag auf rund 120 Euro beläuft. Dies summierte sich für alle Arbeitsunfähigkeitstage auf 85 Milliarden Euro im Jahr 2018 und führte zu einem Verlust der Bruttowertschöpfung in Höhe von 145 Milliarden Euro. Doch auch Präsentismus schlägt negativ zu Buche, d.h., wenn Arbeitnehmer trotz akuter gesundheitlicher Beschwerden im Betrieb präsent sind. Das Risiko für fehlerhafte Arbeitsleistungen steigt, Nachbesserungen werden nötig, Krankheiten können verschleppt und der Genesungsprozess erschwert werden. Zudem besteht je nach Krankheit ein Infektionsrisiko für die übrige Belegschaft.


Gesundheit ist also keine Privatsache. Vielmehr ist von öffentlichem – und wirtschaftlichem – Interesse, dass die Menschen leistungsfähig sind und bleiben und sich im Krankheitsfall für ihre Genesung einsetzen. Die Mitwirkungspflichten der Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen beim Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz sind gesetzlich verankert (§ 15f ArbSchG, § 21 SGB VII).


Analog heißt es bei der Gesetzlichen Krankenversicherung: „Die Versicherten sind für ihre Gesundheit mitverantwortlich; sie sollen durch eine gesundheitsbewusste Lebensführung, durch frühzeitige Beteiligung an gesundheitlichen Vorsorgemaßnahmen sowie durch aktive Mitwirkung an der Krankenbehandlung und Rehabilitation dazu beitragen, den Eintritt von Krankheit und Behinderung zu vermeiden oder ihre Folgen zu überwinden“ (§ 1 SGB V). Ähnliches gilt in der sozialen Pflegeversicherung (6 SGB XI).


1.3 Lebensweise


Trotz aller Relevanz, die die Gesundheit für die Erwerbsfähigkeit in einer Arbeitsgesellschaft hat, wäre es zu kurz gegriffen, Gesundheit ausschließlich unter diesem Aspekt zu begreifen. Lebensläufe werden bunter. Zeiten der Ausbildung, Zusatz- und Weiterqualifikation, Erwerbsarbeit, Familienarbeit, Arbeitslosigkeit, Auslandsaufenthalte und Freiwilligendienste wechseln sich ab. Vorzeitige Renteneintritte sind möglich. Ehrenamtliches Engagement ist gefragt, Regeneration nötig.


Strategien für die Gesundheit, die sowohl externe Gefährdungen als auch das Verhalten in den Blick nehmen, lassen sich jenseits der Arbeitswelt allerdings weniger gut fassen – und das Nichteinhalten von Schutzvorkehrungen weniger gut sanktionieren. Es ist eine Frage des persönlichen Lebensstils, wie sich Menschen in ihrer Freizeit verhalten, solange sie keine anderen in Mitleidenschaft ziehen, sei es durch widriges Verhalten im Straßenverkehr oder Passivrauch in öffentlichen Räumen.


Kampagnen der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung, kurz BZgA, einer Fachbehörde des Bundesministeriums für Gesundheit, und Angebote der Krankenkassen zur Stärkung der Gesundheit zielen daher zunächst auf das Verhalten eines jeden Einzelnen hin zu einer gesundheitsbewussten Lebensweise mit gesunder Ernährung, ausreichend Bewegung, Kompetenzen der Stressbewältigung und ohne Nikotin und andere Suchtmittel. Förderfähige Kurse müssen von einer Krankenkasse bzw. einer von ihr beauftragten dritten Stelle zertifiziert worden sein (§ 20 Abs. 5 SGB V).


Der Leitfaden Prävention, den der Spitzenverband der Gesetzlichen Krankenversicherung 2018 gemäß § 20 SGB V - und für stationäre Pflegeeinrichtungen gemäß § 5 SGB XI – herausgegeben hat, nennt weitere Bedingungen, die erfüllt sein müssen. „Maßnahmen, die nicht den in diesem Leitfaden dargestellten Handlungsfeldern und Kriterien entsprechen, dürfen von den Krankenkassen nicht im Rahmen von §§ 20, 20a und 20b SGB V durchgeführt oder gefördert werden. In Zweifelsfällen können die jeweiligen Aufsichtsbehörden eingeschaltet werden“ (GKV-Leitfaden Prävention 2018). Von einer Finanzierung ausgeschlossen sind beispielsweise die Mitgliedschaft im Sportverein, die Pflichtaufgaben einer Beratungsstelle und neue dauerhafte Arbeitsstellen.


Unterstützungsfähige Leistungen müssen Qualitätskriterien erfüllen. Bei den verhaltensbezogenen Kursen (§ 20 Abs. 4 Nr. 1 SGB V) beziehen sich diese auf die Trainerkompetenz. Außerdem gibt der Leitfaden je Präventionsziel die Kursinhalte vor und an wen sich das Angebot richten soll, zum Beispiel an Versicherte mit erhöhtem Alkoholkonsum, die noch nicht abhängig oder alkoholkrank sind. Als riskant gilt bei Frauen ein Konsum von 13 bis 40 Gramm Alkohol täglich, bei Männern von 25 bis 60 Gramm. 0,3 Liter 4,5prozentiges Bier enthalten 10,8 Gramm Ethanol, 0,1 Liter 12prozentiger Wein 9,6 Gramm.


Um gemäß Leitfaden geeignet zu sein, das Präventionsziel eines gesundheitsgerechten Umgangs mit Alkohol zu erreichen, muss der Kurs über die gesundheitliche Wirkung eines riskanten Alkoholkonsums aufklären und Grenzwerte benennen, zur Reflexion des individuellen Trinkverhaltens anregen, die Wechselwirkung von Alkohol- und Nikotinkonsum sowie Risikosituationen beleuchten und die Selbstwirksamkeitsüberzeugung stärken. Als Methoden kommen neben der Informationsvermittlung und Motivationsstärkung kognitiv-verhaltenstherapeutische Gruppeninterventionen in Betracht, beispielsweise Selbstbeobachtung, Rollenspiele und Visualisierung. Telemedien wie Hotline und Internet können ergänzend eingesetzt werden. Ferner ist relevant, wie das soziale Umfeld eingebunden werden kann.


Lebenswelten


Mit dem Präventionsgesetz 2015 sind die Lebenswelten erstmals gesetzlich verankert worden und erfahren dadurch erhöhte Aufmerksamkeit. Ziel ist es, dort ebenso wie in der Arbeitswelt gesundheitsförderliche Strukturen aufzubauen und zu stärken. Lebenswelten im Sinne des Gesetzes sind „für die Gesundheit bedeutsame, abgrenzbare soziale Systeme insbesondere des Wohnens, des Lernens, des Studierens, der medizinischen und pflegerischen Versorgung sowie der Freizeitgestaltung einschließlich des Sports“ (§ 20a Abs. 1 SGB V), zum Beispiel Schulen, Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe, Freizeit- und Sportstätten, Pflegeheime.
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